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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL
DES

REGIERUNGSRATES DES KANToNs SOLOTHURN
VOM

20. Dezember 1968 Nr. 6611

Die Einwohnergemeinde Biberist ersucht den Regierurtgsrat uni die

Genehmigung einer~

Ergänzung des Baur~g~ementes.

Mit RR~.Nr. 6~729 vom~8. Dezeni~er 1967 wurde der allgemeine

Zonenplan der Gemeinde Biberist genehmigt. Nachdem eine Be

schwerde der Stadt Solothurn vom Regierungsrat teilweise gut

geheissen und von der Gemeinde teilweise zurückgezogen wurde,

mussten folgende Gebiete im Sinne der Erwägungen im vor

erwähnten RRB (III. Ziff. 1, lit. c) von der Plangenehmigung

ausgenommen werden:

a) Das Gebiet zwischen Bürenstrasse und ZEB, das im Plan mit

der Farbe der Gewerbezone dargestellt war, mit der Auf

schrift ~‘nichtstörendes 0-ewerbe“.

b) Das Gebiet Loreto, das im Plan der Industriezone zugeteilt

war.

Gemäss den Bedingungen im ~ben erwähnten RRB wurde der Zonen—

plan von der Gemeinde abgeändert und mit den entsprechenden

ergänzten §~ 55, 78 und 79 des Baureglementes neu ~ufgelegt.

Die ~ffentliche Auflage .erfolgte in der Zeit voni~7~ März bis

26. April 1968. Einsprachen wurden innert der geset~lichen Frist

keine eingereicht~ ~i der Einwohn~rgemeindeversamm~u~i~ vom

28. Ji~ni 1968 wurden der abgeänderte Zonenplan und die Er

gänzung des Baureglementes genehmigt.

Formell ist das Verfahren richtig durchgeführt. Materiell sind

keine Bemerkungen anzubringen.
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Es wird

beschlossen:

Die J~bänderung des allgem. Zonenplanes und die Ergänzung des

Paureglementes (~ 55, 78 und 79) der Einwohnergerneinde Eiberist

werden genehmigt.

~enehmigungsgehiihr Fr 24.--

Publikationskosten Pr14,-~-~...

Fr 58.—-- (Im~Ko.ntokorrent ~aiit der Einwohner—
gemeinde Biberist zu verrechnen)

(Staatskanzlei Nr. 854 ) KK

Der Staatsschreiber:

Bau—Departement (4)
Kant. Hochbauamt (2)
Kant. Tiefbauamt (2)
Jur. Sekretär des Eau—Departementes
Kant. Planungsstelle (2), mit .&kten und 1 gen. Plan
Kreisbauamt 1, Solothurn, mit 1 gen. Plan (folgt später)
Kant. Finanzverwaltung (2)
.kmmannamt der Einwohnergemeinde Eiberist (5)
Bauverwaltung der Einwohnergemeinde Biberist mit Plänen

(folgt später)
Einwohnergemeinde Solothurn (2)
.Ingeiiieurbüro Eernasconi & Schübiger, Eiberist
Präsident der Planungskommission Biberist
Amtsblatt (Publikation des Dispositivs)
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Akten Nr.

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES
DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

23. April 1969 Nr. 2049

Die Einwohnergemeiflde Biberist ersucht den Regierungßrat um die

Genehmigung der Abändexung des allgem. BebauungsPlafles, Grund

stücke GB Biberist Nr. 873, 874 und 844.

Mit ERB Nr. 6729 vom 28.12.1967 wurde der allgemeine Zonenpian

der Gemeinde Biberist genehmigt. Anlässlich des Ausbaues der

Strasse “Käsirain~‘ musste die Schmiede des Herrn E. Siegenthaler

verlegt werden. Als Folge wu.rden die Grundstücke GB Biberist

Nr. 873 und 874 von der allgemeinen Wohnzone der Gewerbezone

gemäss § 78 des ~emeindebaureglementeS zugeteilt. Da das Gebiet

nördlich davon bereits zur Gewerbezofle gehört, konnte diese

Umzonung planungstechnisch ~rerantwortet werden. Als weitere Auf

lage wurde die bereits bestehende Gewerbezone auf dem Grund

stück GB Biberist Nr. 844 um einen Streifen von ca. 10 m Breite

gegen Norden vergrössert.

In der Zeit vom 14. Februar bis 15. März 1968 wurden diese

beiden A~bänderungefl öffentlich aufgelegt. Einsprachen wurden

keine eingereicht. An seiner Sitzung vom 18. März 1968 hat der

Gemeinderat beide Abänderungen genehmigt, wozu er gemäss § 15

des kantonalen BaugesetZes zuständig war.

Formell ist das Verfahren richtig durchgeführt. Materiell ist

zu bemerken, dass diese Abänderungen im allgemeinen Bebauungs

plan eingetragen werden und somit keine separaten Pläne tot—

wendig sind.

Es wird
beschlossen

Die Abänderung des allgemeinen Bebauungsplafles betreffend die

Grundstücke GB Nr. 873, 874 und 844 der Gemeinde Biberist wird

genehmigt.

20135 -100000- 1969
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Genehmigungegebühr Fr 24.—-

Pi~.b1ikationskosten F~14.—--

Fr 38.-— (Im ~Contokcrrent mit der Einwohner-
gemeinde Biberist zu verrechnen)

(Staatskanzlei ~ 211 ) ~

Der Staatsschreiber:

Bau—Departe~iexit (4)
::Kant. •Hcchbauamt (2)

Kant. Tiefbauamt (2)
Jur Sekretar des Bau—Departementes

~4?1anungsste1le (2), mit ikten und 1 gen, Plan
Kreisbauamt 1, Solothurn
Kant. Finanzverwaltung (2)
Mnmannamt der Einwohnergemeinde Biberist (3)
Bauverwaltung der Gemeinde Biberist
Ingenieurbüro Eernasconi ± Schubiger, Biberist
Präsident der Planungskommissioi~Biberist
Amtsblatt (Publikation des Dispositivs)
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1 AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL
DES

RE~u~G~R~TES DES KANToNs SOLDTHuRN
VOM

28. Dezember 1967 Nr. 6729
•—•$s~i

1.

Die Ein~~~emeinde Biberist legt dem Regierungsrat ihren

“allgemeinen Bebauungsplan“ und gleichzeitig den Teilzonenplan

“Friedhof“ mit ~2ie~no±‘di~uz Genehmigung vor.

Der allgemeine~*B a~n~ian lag .i U~r~,2~it ~om12..~;0ktober bis

11. November 1966 öffentlich attf~..Es ginge.n dagegen 16 Einsprachen

ein: 4 davon wurden zurückgezogen und 12 vom Gemeinderat erledigt.

4 Einsprachen ~iirden an die Gemeindeversammlung weitergezogen und

von diesei~ am 10. ~ir~ •1967 abgdwiesen.. Alle vier Einsprecher

erhoben Beschwerde beim Re~i~rungs~at. Es handelt sich um:

1, Einwohnergemeinde So1othu~cn

2. Herr Hans Ryf-Hunziker, I~ändwii‘t, B~be±~i~t

3. Herr Albert Kopp—Schreier, Biberist

4. Frau Martha KUpfer, Biberist, vert~etendurch
Herrn Dr. Max Reber, Fürsprecher und Notar, Solothurn

Der Teilzonen~1an “E‘riedh mit .Zonenordnung lag in der

Zeit vom 16. Dezember 1964 bis 15. Januar 1965 öffentlich auf.

Es gingen sechs Einsprachen ein, wovon fünf vor der Genehmigung

des Planes durch den. Gemeinic~e~rat zurübkgezögen wurden.

Die verbleibende n~p~che ~rde ~ro~i Ge~einderat und von der

Gemeindeversammlung a~ge~ies~n, ~ Ge~eind~eversamm1ung hat den

Plan aml0~ März 1967 geneh~igt~Dem Regiex~ngsrat wurde

eine Beschwerde e~n~reicht B~schw~rdefühi~er±n ist:

Frau Martha Küj~ ~iberi~st, vertreten durch Herrn
Dr.. Max.Rebe~‘, Fürsprecher und Notar, Solothurn,

17517- 120000
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Der ~ierungsrat stellt fest und zieht in Erw~g~g~

II.

Sämtliche Beschwerden wurden fristgerecht eingerecht. Die Beschwer—

deführer sind zur Be h~Terde legitimiert, da sie durch die von der

Gemeinde beschlossenen Planungsmassnslamen als Grundeigentümer

direkt betroffen werden. Daher ist auf die Beschwerden einzu~reten~,

~II.

Allgeme inerBebauungsp~an

l..Bescbwerde der Einwohnergemeinde Solothurn

a) Die Beschwerdefuhrerin ~n~cht~ ir~ wesentlichen folgendes gel

te.nd~

Das Gebiet Barenstrasse sei einer Wohn— oder G-runzone zuzu—

teilen, unter Vorbehalt des Weiterbestandes der dort be—
• • stehenden Gewerbe etriebe im bi~herigefl Umfang~ Die Industrie—

zone “Firma Loreto“ sei als Wohi~izohe zu be~zei~nen, wobei der

Weiterbestand der bestehendefl industrie1]~en Nutzung im bis—

herig~n Ufrifang durch eihe Sondervorschri.ft vorzubehalten sei0

Das G~15±et~westlich der

• auf st~dtso1othui~nischem*Bod~• gelegenen Schulhausanlage. Die

ses Gebiet befinde sich zud~m‘in d~~Uferschutzzone, weshalb

aus diesfemGi~unde eine Einteilung in die Gewerbezone

nicht i~Frage ko~e. .~

Bezuglich der Industriezone “Firma Loret~“ sei festzuhalten,

dass der Vo~chrift ~ 9Abs.~.3 des Ba~ge~tzes über den

zwe~kmässigen Ansöhlu~ an 1~enäöhmarte Ortsc~aften nicht ge

nugend Rechnung getragen werde Das der Wassergasse gegenube~-

liegende, auf dem Gel3iet der Stadt Solothurngelegene Quartier

sei~ ~

Nauhd~ das~Bau—Depa~t~rnen~ ~e~ne Beschwerdeverhandlung

durchgeführt hatte, reichte die Einwohnergemeinde Solothurn

noch folgende Ergänzung ihrer Stellungnahme ein:

Für das Gebiet der Bürenstrasse richte sich das Beschwerde~
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begehre~i gegen die vorgesehene Zuteilp~ng~in eine G-ewerbezone.

Trotz des Wegfalles der gewer1~lichen Nutzungsmoglichkeiten zu

folge der Anschlusstrassen an die mittlere Westtangente wur—

de.noch das Gebietanschliessend an das Vorstadtsohulhaus (Bau—

geschaft Fein & Reichle) sowie ein Stuck zwischen dem Bahn—

trass~ und der Bernstrasse verbleiben. Auch hier müsse § 9

Abs. 3 des Baugesetzes angewend‘et werden. Damit die bestehen—

‘~i~ B~tri~h~“~icht in ihre~‘ Existenz ge‘~älert würd~n,

“~pf~hie ‘ dh~±e‘nachlge~de Bestimmung,~ie für ~as neue

‘Bau~egIembh±‘ ron Soiothurn~uchvorgesehen seit “Unter der

( Herrschaft fruherer Baureglementsbestimmungen reglementsge—
niüss ~rxic1iteteBäuten, welche aurich das~ neue Recht reglements—

wiLd~ig ~er~en, dürfei± ~±nn~±~halh der best~henden Ausmasse

unterhalten i~nd wertvermehrend verbess~rt, aber nidht auf

Ausmasse od~r~ ~ut~ing aus~d~hi~t w~rde~., welche diesem Regle

ment w±d~sprech~ia~“ Die e±~tr~terder Gemeinde Biberist

1~ätte±i sid~i aa~läs~lich de~ e~chwerdev~riaandlung bereit er—

klärtzu ~riife~a ob das Gebiet “lndust~‘iezone Loreto“ der

Zone für t~hicht störende ~dustrie~“ b~igeordnet werden

k6iins; Falls der ~]~n soabge~ndert w~de, könnte die Dc—

sbhwe~deiri~diesem Purikt~urückgezögen werden. Auch hier

m~±sste aüf den Ai~chIü~ dar benachba~ten Gemeinde Solothurn

( Rucksicht genommen werden.

b) Die G~emeinde Biberist liess sich zu dieser Be~chwerde kurz zu

sammengefasst wie fol~t vernehmen~

Es sei~ nicht die A~sicht gewesen, an der, BUrenstra~se die

offentlichen Anlagen der Stadt Solothurn mit storenden Ge—

werbebetrieben zu beeintrachtigen Es sei keine gunstige

lage für die Wohnbauten. Ein grosser Teil dieses Gebietes

werde aber durch die geplanten Auffalirten aüf die Westtangente

beansprucht Als Uferschutzzo.ne sei das nordlich der Strasse

gelegene Gebiet zu bezeichnen, nicht aber das sudliche, wo

sich schon Gewerbebauten befanden. Um der Stadt Solothurn

entgegenzukommen, wurden die beiden ausgeschiedenen Gewerbe—
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zonen nur fur “nichtstorende Gewerbebetriebe“ freigegeben, Sollte

der Regierungsrat die beiden G-ewerbezonen nicht genehmigen, dann

musste d~n beiden seit Jahren bestehenden Betrieben eine ver—

nunftige Expansionsmoglichkeit geboten werden Beim Industrie—

“b~t~i~b Löreto sei k~ine ‘Störung ~u erwarten. E~hö~ndle sich um

eine ruhige Industrie

c) Wie schon erwahnt, hat die Gemeinde Biberist in ihrer Vernehm—

lassung und anlasslich der Deschwerdeverhandlung zugesichert, die

beiden ausgeschiedenen Gewerbezonen wurden, um der Stadt Solo—

thurn entgegenzukommen, nur fur “nichtstorende Gewerbebetriebe“

freigegeben. Mit ~ner solchen Lösuflg kann sich a~ch die Stadt

Solot~iu~r~i einvers~enden erk1ären~, ~abei ergibt‘ sich aber fol

gende Schwierigkeit

Im Plan ist das Gebiet B~renstrasse dunkelbraun gefarbt (Ge

werbezone) mit der Aufschrift “Nicht storende Ge~erbebetriebe“

Das Baureglement sieht jedoch keine solche Zone vor Im

Gegenteil bestimmt § 78 des Biberister Baureglementes “Die

G-ewerbezone ist fur storende Gewerbebetriebe bestimmt.“ Das

Gebiet “I~oreto“ ist sogax~ als Industriezone ausgeschieden

(violette Farbung) Die planlichen und reglementarischen

Grundlagen wurden daher im konkreten Fall nicht genugen, um

in den betreffenden Gebieten die Einhaltung der Zusicherung

von Biberist durchzusetzen, Aus diesem Grunde sind die beiden

Gebiete v6n d~r Plangenehmi~üng ~ii~zunehraen. Die Gem~inde

wird demnach dies~ bei~ Teils des~Pl~nes (es‘ handelt sich

um ve±hältnismässigkle±~.e Teile) nocbm~i~ zur Auflage bringen

mUssei~, gleichzeitig mi~ei~ie~ ~eglement~ai~passnhg, welche

eine G~erb~zon~ fü~ iibht~±rideGe~rei~bebetri~hm“ vorsieht.

Nur so ist Gewahr geboten, dass das Verfahren nicht mit Man-

geln b~haft~t ist.‘ ‘ ‘ ‘ ‚ ‚„Y‘

Diebe I~ö~ung, ~el~he die ~e i!~d~beh‘örden ~on Biberist selbst

vorgeschlagen haben, ~rscheint vernunftig, Angr~nzend an das

Vorstadtschulhaus ware e~n s~orender Gewerbebetrieb unzulass~g

Aebnliche Verh~Ithi~~ ~~Loreto,

welches an eine Wohnzone der Stadt Solothurn angrenzt.
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Gen~s~ § 42 Abs,. 1 des Wasser~echtsgesetzes müssen Neubauten

und Umbauten von Flussen mindestens 10 00 m entfernt sein

Dieses Nass wird im Gebiet Burenstrasse zwar eingehalten Die

G-r~enze der dort vorgesehenexi Gewerbezone liegt ca. 20.00 m vorn

Aareufer entfernt. Dieselbe Bestimmung behält aber in Abs. 5

Ex~1as~e über den Natur— uM Heimatschutzrnit weitergehenden

Vorschriften v~r. Der ‘Regierungsrat hat am 20. Oktober 1961 die

Uferschut~Verord~iig erlassen. § 3 der Verordnung bestimmt,

dass‘ine~ne± Ent~erriung ~fon 10 bis 100‘m von Flüssen Bauten und

bauliche A~l~e~ dienicht notwendige Zwecke.erfüllen, dort,

wo ~ie da~ ~andschaftsbi1d verunstalten, untersagt sind, G-e—

mäss § 9 d~r Ve~ord~it~.ng rnüss auf j~de~i Fall für Bauten, die in

dieser Zone errichtet we±‘de~ sollen, die Genehmigung des Re

gie rungsrat es e ii~eho1~ weiden,

Durch einen Zonenplan ka‘nn die~e V~orschrift selbstverständlich

nicht abgeandert werden, genausowenig w~e beispielsweise der

Abstand von 30.00 m vorn Wald, den ‘das Forstg~setz vorschreibt.

Aus di~sem Gr~de ist im Plan ein Verm~rk anzubringen, wonach

jedes Bäu~esuch in der Zone bis 100 m vom Aareufer entfernt dem

Regirngsrat zur G~nehin±gun~ vörgelegt werden muss.

Die Stadt So~othurn hait sich b~reit erklärt, im Punkt “Indu—

stri~zone Doreto“ die Besch~erde zürückzuziehen, wenn der Plan

~o a~geändert werde, dass d‘~e~es Gebiet für “nicht stbrende

Industrie“ reserviert bleibe. Die G~rneinde Biberist hat ihre

Bereitschaft in dieser Hinsicht erklart, so dass vom Ruckzug

.dieses,,Beschwerdebegehrens Kenntnis ‘genommen werden kann,

Im übrigen ist die Beschwerde der Stadt Solothurn gu.tzuheissen.

2. Beschwe~‘de de,s Herrn Hans R~~inzikeLandw±rt~~erist

.a) Der BeschwQrdeführer m~oht~ g~]tend:

Er verlange~ dass man seiner Tochter gestatte, auf seinem Grund-

stuck GB Biberist Nr 701 ein Einfamilienhaus zu bauen Es sei

„~unerfindlich, welche Gründe d~e Gemeinde veranlasst hätten, sein

Grundstuck nicht in die Bauzone einzubeziehen, Im Norden der
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Parzelle befinde sich eine 5~OO m breite Strasse9 Wasser,

Elektrizitat und Kanalisation seien vorhanden Er sei sogar

bereit, samtliche Anschlusse selbst zu bezahlen, was immer

noch billiger sei, als von einem Dritten Bauland zu kaufen,

b) Die Gemeinde liess sichdazu wie folgt, vernehmen~

Das fragliche Grundstück liege an der Kürzestrasse, welche

die äussere Zonengrenze •imWesten bilde. Biberist habe als

Zonengrenzen Strassen gewählt, weil dadurch eine klare Trennung

erreicht werde. Wenn man die Besc~erde gutheissen wollte, dann

müsste, man die Zonengrenze bis zur. ~B~rnstrasse auf eine Bau—

tiefe erweitern. Dj..e Werkleitungen in der Kürzestrasse be

gründeten noc1~. kein ‚Recht au~~ Einbezug des fraglichen

Gebietes in die~

rer übrigens insofern en~gegengekon~men, ~ls die Bauzone auf

der Nordseite der Moosstrasse bis auf die Hohe des letzten be

stehenden Hauses um eixie Bautiefe erweitert worden sei

c)~ei der Betrachtung de~ Bebauungsplanes. ist ersichtlich, dass

~‚~.•~die Begrenzung 4er Bauzonengebiete durc1~ Strassen~ möglichst

kQnsequent di~.rchgeführt wurde. Qi~ Kürzestrasse bildet eine

logische Grenze für das Baugebiet, Die im Nordwesten davon

liegenden Grundstucke der Foosmatt sind fast alle recht gross

und dienen der Landwirtschaft Es ist ohne weiteres verstand—

lich, dass die Gemeinde eine Grenze fur das Baugebiet suchen

musste, denn, wenn allen Sonderwunschen in der ~rt des In—

haltes der Beschwerde Rechnung zu tragen wäre, dann könnte

im Extremfall gleich das ganze G-emeindegebiet eingezont wer

den,

Die G-renzziehung entlang der Kürzestrass~ erscheint keines—

falls‘als willkurlich Daher ist die Beschwerde abzuweisen,

Schliesslich hat die Gemeinde noch mit Recht darauf hinge—

wiesen, dass im gegebenen Zeitpur‘_kt eine nachtragliche Ein—

zonung dieses Gebietes nicht ausgeschlossen sei Ferner sei

auf dem eingezonten Teil der Parzelle die Errichtung von

zwei Einfamilienhäusern möglich.
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5, ~eschw~rde des Herrn Albe~r~~jl~t

a) Der Beschwerdeführer macht~ k~rz zusammengefasst, geltend:

..S~i~a~Gru~adstück GB Biberist Nr~ 1007 im Halte von 1l‘500 m2 sei

zur Grunzone erklart worden, weil die Gemeinde dort eine Sport—

anlage plane Er konne das Grundstuck jederzeit zu Baulandprei—

sen veraussern, da es scnon langere Zeit aus der landwirtscxiaft—

lichen Zone ausgeschlossen worden sei. Er sei bereit, der Ge

meinde das Grundstuck zu veraussern, aber nicht zum Kulturland—

preis, Auch über Realersä~zliCsse s~chdi~kutieren..

Auf seinem Grundstick GB Nr 214 wolle die Gemeinde eine Stras

se bauen, woirit er sich nicht einverstanden erklaren konne.

In unmittelbarer Nahe seines Grundstuckes sei eine 5 — 10—ge—

schossige Ueberbauung moglich. Sein Grindstuck Nr 214 liege

jedocn nur in der 2—geschossigen Zone Auch damit sei er nicht

einverstanden.

b) Die Gemeinde ausserte sich dazu wie folgt

Die Gemeinde plane im “Giriz~ eine Sportanlage. Das Grundstuck

GB Nr. lOOT liege mitten iii der Anlage Einzelne Parzellen

seien schon kauflich erworben worden, Wenn das Grundstuck des

Beschwer~efuhrers -ausgeklammert ~u~rde, dann musse die ganze

Sportanlage an einen anderen Standort verlegt werden, Ueber

~andpre±~ &d~r R~le~~z ]~~icht im vorli~gen~en Verfah—

~~~EineWertv~minde•~ung~ des Grundstückes
~Grünzone nicht ein.

i±~ S~Regierungsrat im Jahre

1954 ~ei~eh~igten ~e~i:ellen Bebauungsplan und sei ohne .Aende—

rung übernommen worden, Dama].~s.habe der Beschwerdeführer keine

Ein~prache:erhoben~Da tatsä~hJich das Grundstück des Beschwer—

deführers durchschnitten we~d~, sei auf den Zeitpunkt des Aus

baues dieser Strasse auch eine Baulandumlegu~ig durchzuführen;

dadurch entatunden wieder ucerbaubare Parzellen

— Dasheute noch freie Areal aei far eine Auf zonung zu klein und

im Verlaufe der Jahre ~chb~züm ‘T~ii ‘zw~igeschossig überbaut
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nicht in Frage kommen

c) Die Gemeinde hat vor zu gegebener Zeit im Gebiet hlGiriz!! eine

Sportanlage zu erstellen Aus diesem Grunde wurden die dort ge

legenen Grundetucke der Grunzone zugewiesen. Der Beschwerde—

fuhrer hat ausdrucklich erklart, er sei nicht dagegen, sein

Grundstuck zu veraussern, verlange aber dafur mehr als nu~

den Kulturlandpreis Daraus geht hervor, dass gegen die Zonen—

einteilung nichts eingewendet wird,

Der spezielle Bebauungsplan ttuntere Neumatt~‘ (in diesem Gebiet (

liegt das Grundstück Nr. 214 des Beschwerdeführers) wurde vom

Regierungerat am 4~ Marz 1955 mit Beschluss Nr 1072 genehmigt.

Er umfasst auch die Strassenfuhrung. Aus ciiesem Grunde ist

auf diesen Punkt der Beschwerde nicht einzutreten

Das Grundstück Nr. 214 liegt in der allgemeinen Wohnzone, in

der zweiges~hoesig gebaut werden. darf.. :Ab~esehen. davon, dass

durch ~eses~ ~rundstü~k eine.: Str.asse~geplänt ist, sind die

meisten H~user.der näheren.Umgebung zweigeschosäig. Es wäre

völlig unlogi~ech.und,vom~Standpunkt des Planers attsgeradezu

unrichtig gewesen, diese Parzelle in eine Zone hoherer

Ueberbauung einzugliedern. Es nandelt sich um ein relativ

sc~ales und langlicnee Stuck Land, welches fur eine hohere

Ueberbauung. schon, wegen der. Abstände keineswegs ge~i~net

re. E~ wäre auch recht~ungleich~ wol1t~~an diäse ~ne

Parzelle in eine~andere Zone einrejh~n~ Sie wäre dann

nämlich von aUen Seiten umgebe~ von der allgemeineh Wohn-

zone (zweigeschossig). : ~ .

Aü~ allen di~sen Gründen ist die E~schwerde abzuweisen, sofern

darauf einzutreten var

4. Beschwerde der.. Frau~

vertreten durch Dr. NaxReber,Fü~spracher ~.nd Notar, S.olothurn

a) Der Vertreter der Beschwerdefuhrerin macht im wesentlichen

gelt~nd:
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Der Beschluss der Einwohnergemeindeversarnmlung von Eiberi~t vo~

10. Mürz 1967 sei aufzuheben und ihre EinspraQhevom.~.11.ll.l966

vollumfanglich gutzuheissen Die seinerzeitigen Rechtsbegehren

lauteten auf Nichtgeriehmigung des allgemeinen Eebauungsplane s,

Verlegung des geplanten Friedhofes ausserhalb des Gemeinde—

k~rns, eventuell Um~~taltung des Friedhofes, sodass ihr Grund

eigentum nicht berührt werue darch Ausdehnung der allgemeinen

Wohnzone bis zur bi~herigen Stra~se, schli~sslich subev~ntuell

die Anlage einer Straase zwischen der geplanten ~rünzone und

der Wohnzone,~lche~ di~~wischen der Hauptstrasse und ‚acm Fried—

ho~areal yd~g~ehene Wohnzone erschliessen würde, Der westlich

der Liegenschaft der Beschwerdefuhrerin projektierte Fussweg

habe einen Abstand von 4,00 m einzuhalten, eventuell sei er nicht

allein zu Lasten ihrer Liegenschaften auszufuhren. Schliess

lich sei die durch das Haus der Eesch~erdefuIarerin gezogene

B~ulinie aufzuheben und um das Haus h.erumzulegen.

Die Beschwerde gegen den Teilzonenplan Friedhof bilde einen

Bestandteil derjenigeia gegen den allgemeinen Bebauungsplan

Friedhofe gehorten nicht in ein Dorf zentrum, sondern in die

Randzone, Man konnte auch an eine regionale Losung denken, z.B

~z~i~chen Biberist und Zuchwi1,JDa~ Haus~der‘Beschwerdeführerin

werde von Norden her vollstandi~ von jeder Zufahrt abgeschnit

ten. Durch die Beanspruchnng eines grossen Teiles ihres Grund

besitzes konne die Beschwerdefuhrerin kaum mehr etwas bauen,

Vorher hatte sie ca. 9 Einfamilienhauser oder 5 — 6 Wohnblocke

errichten kdnnen. Für den Fall, dass der Plan so genehmigt würde,

musste die Beschwerdefuhrerin der volle ~Terkehrswert des Lan

des entschadigt werden Be~ den heutigen Landpreisen ergaben

sicn dabei Summen, die vom Standpunkt eines gesunden Gemeinde—

haushaltes nic~ht:‘ ~ ~ra~i&d~ten seien, - Der zur Kirche füh

rende,, geplanteFussweg sei ganz‘auf~cTemiand der Beschwerde—

fuhrerin vorgesehen — Waru~m durch das Haus der Beschwerde—

fuhrerin eine Baulinie vorgesehen sei, sei nicht einzusehen.
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b) Die ~emeinde, liess sich, kurz zusammengefasst, dazu wie

folgt ‚erne~.e~ :

Dilg~ei1~e Bebauungsplan sei von der G-emeindev~rsammlung

mit :86 ~: O.~ti~efl ~enebmigt worden, Daraus geheh~rvor, dass

de~Pla~i~v~l1 angelegt sei. Es werde keine neue. Friedhof

~nur dieEr~eiterurig der bisher bestehen—

den~ ~ie G~einde w~sche :d~n Friedhof i~ Dorfkern. Es handelt

si~h dabei~u~ eineEr~e ~.nsfrage~ Aüsser mit der ~eso~werde—

füh±e~in~hab~ man sich:n~it allen EigeiT~ümern, die.:fUr den Fried

hof Land aogeben mussen, einigen konnen. Die ursprunglich vor—

ge~‘he~ Pl~ohö von- 300 -Aren f ::die :~rwe•iterung sei auf 240

Aren ±~eduzi~t worden. Die .Red~uktion sei auf der .Siidseite des

heutig~n Ar~als ~rgenömtnei~ .wo~den, :also .. zum Vorteil der Be—
*:. sch*ierdef~ifr~±~ifl. ~.* .:~:

De~ dwi~x~ch1~n rückw~rti~n~sei Rechnung

~trag~ ~brdeii~ indeffidiese Strass~ als :Privatst~asse aufge

~öm1 worden: sei und die GernGinde:~ daran ~inen Beitrag leiste.

Beim Bau des vorgesehenen ~issweges, von der Kantonsstrasse her

züm Fr±edhof, ~rdeder Ahst~nd~vöm G-ebäud~ etwas vergrössert.

Er werde jedoch kaum 4.00 m betragen Die Beschwerdefuhrerin

irre sich, wenn sie annehme, der geplante Fussweg gehe voll

standig zu Lasten ihres Grundstuckes. Rund 2/3 ~iurden vom

Nachba~‘griindstuck~ beansprucht

~ allg~mei~e~a ~ebuung~pla~ sei ein Eau~i~enab~and von 4,00

be~d~,itig~e,s .gepia~te~ Fu~Ein Teil des

~l.ieg~übe~ de~Ba~linie. Aus

::: .Konse~uenzgr~nd~~. könne hier keine Korrektur erfo~gen.

~ Bei~ g~nd-sätz-l~hen~ftobiem, ob sich der Friedhof dort, wo er

~h~üte i~t, ~m:xichtig~n Ort befindet oder an d~ie Peripherie

~hö~t~ hhndelt e~5ich um eine E~messensfrag.e:~..L~r Gedanke,

~±i~höfeLheut~ re~:ic~aI:zusaminen zu fassen und i~ ruhigeren

Gebieten anzulegen, hat sicher etwas für sich, Allein Biberist

besitzt schon einen Friedhof, und zwar bei der katholischen
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Kirche und ganz in der Nähe derjenigen Parzelle (GB Nr. 1650),
a~uf ~elch~r d~ Baü ein~~roti~tanti~henKirche geplant ist.

~s er hi~n~d~s daz~~chen liege~nde Land

~ür di~ Erw~i~erün ~e F~edh~fe~ zu r~s~rvieren. Eine völ]Ige

Ve~legung de~~iedhofes~ä±‘e auch r~it‘grö~sen finax~zie1len
‘:Aufwendungen ve~unden, die die~eni~en-~s I,and~rwerbes fUr

die Erwei~e~ung beiweitem übersteigen würden. Auch~araus,

das~ sieh aus s~r dbr ~ ch~erdefüh~er±n k~ihe Stim~ gegen die

Friedhof~rweiterun~ ~rhob, kann geschlo~önwerd~n, dass der

Wille det Bevölke~‘üng dahin g~ht, den F±~iedh6f dort zu lassen,

er sich befindet. Schlies~lich: ~ei noch erwähnt, dass

die Einteilung in die GrÜnzo~ie ioohk~n ~auverbot darstellt

~nd der Ger~einde au~h kein~n Expro~riationstitel bietet: Die

Gemeinde k~nn ver~uc}~ien, auf frei~illige~ Bas±s dort Land zu

erwerben. G-elingt ihr dies nicht, dann ist sie ~en~tigt, beim

Kantonsrat ein Enteignungsgesuch einzureichen (~ 228 ff EG- z

ZG-B). Der Kau~spreis ist im Schätzungsverfahren festzulegen.

Schliesslich kannte d,ie G-erneindesogar bei Vorliegen eines

Baugesuches vom Festhalten an der G-rünzone teilweise Abstand

nehmen.

Alle diese Ueberlegungen fahren dazu, dass die G-emeinde

Biberist in der Wahl des Platzes der zukunftigen Friedhofer—

weiterung nicht willkurlich gehandelt und ihr Ermessen nicht

überschritten hat. - -- -

• Ebensowenig hat die Gemeinde willkürlich gehandelt, als sie die

von der Beschwerdefuhrerin selbst gewunschte, ruckwartige Er—

schliessungsatrasse als ~E±ivatstrasse und Beitragsberecntigung

im Plan aufnahm. Diese Strasse dient vor allem auc‘h ~er Er

schliessung des drundstuckes, das der Beschwerdefuhrer~n ge—

hort. Ihre Ablehnung dieser Strasse ist ciaher nicht verstand—

lich.

Anlässlich der Beschwerdeverhandlung erklärte der Vertreter der

Beschwerdeführerin, seine Mandatin lasse das Begehren bezüglich

des Fussweges von der Kantonsstrasse her zum Friedhof fallen,

nachdem festgestellt werden könne, dass ihre Liegenschaft tat—



sachlich nur mIt 1/3 der Breite des Fuasweges belastet werde.

‚V~m~.Riiokzug dieses Beschwerdepunkte.s wird Kenntnis genommen,

~as H~us~d~r Besc1~erdeführ?rin steht sehr nahe an dem betref

• fendei~ Fussweg. ~Es ist verständlich, entspricht der Praxis

~es.Kantons und kann keineswegs als willkiirlich be~eichnet

werden, ‚wenndie.~Baulinie ai4‘ eine Dista~nz von 4.OQ m von der

Grei~ze durch das bestehende Raus gezogen wird. (Die gemeinde

]3iberist lehnt die Praxis, der soge~aannten Katastrophen— oder

Vorbaulinie grundsätzlich und konsequent ab). Durch die G~e—

nehmigung dieser ~aulinie gelangt die Gemeinde i~ den Besitz

des E~cpropriationstite1s,.~e~ dann praktische Bedeutung er

langt, wenn für einen ~päte~ex~. Aus~au deswegen von der Be—

schwerdefhnr~rin ode~r ihrem, Rechtsnachfolger Land beansprucht

werden rnuss,•

Aus allen diesen G~runden ist die vorliegende Beschwerde mit

Ausnahme des Punktes, der den ~eg vön der Kaii~on~strasse zum

Friedhof betrifft, (mundlich zuruckgezogen) abzuweisen

IV,

Vom planungstechnische~i Standpunkt aus sind gegen den allgemeinen

Bebauungsplan von Biberist keine Einwande zu riachen, Der Plan er—

scheinb ai~s~ereift~ünd ~irde i~ Zusämmeharbeit r~iitalleniriteres—

sierten Kreisen geprüft. •

Vorbehalten bleiben die beiden vorgeschlagenen geringfugigen Er—

ganzungen (vgl. III Ziff 1 lit, c), mit denen sich die G-emeinde—

vertreter bereits anlassl~ch der Beschwerdeverhandlung einverstan

den erklart haben. Die entsprechenden Teile des Planes werden da

her von der Plangenehmigung vorlaufig noch ausgenommen. Der G-e—

nehmigung des Bebauun~~lanes steht demnach nichts im Wege.
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Teilzonenp~an_Friedhof..

Gegen diesen Plan ging —. wie ~ erwähn~— .eine~:-Besöhwerd~ ein

und zwar ebenfalls von Frau Martha Kupfer, Biberist, vertreten durch

Herrn Dr. Max Reber, Fürsprec1~er und Notar, Solothurn~. Der V~tre

ter d~r Besöhwerdeführ~rin hat in seiner ersten~Einsprache a~ den

Gemeinderat von Biberist vom 16. Januar 1965 die g].~eicber~. .Argumen-f~e

angefuhrt, wie in seiner heutigen Beschwerde gegen der~, “allge

meinen Bebauungsplan“, worine~ das Kapitel “Friedhof“ ebenfalls

behandelt. Auch di~e Vernehmlassung der Gerne inde ~n~iuss~ d~he~r ~le ich

ausfallen. Der Regierungsrat ks~nn: deshalb~ auf ~ Wiederholung

der gleichen Argumente verzichten~ Es ist. in d~sem~ Z~a1~nmenha±~g

volluiffänglich aüf die unter III. Ziff.~4.I•it. p:da±~ge:le~t~n

Gründe, die zur Abweisung d~r Beschwerde..in diese.m.~Punkte:f115~b~1

rnüs~en, zu verwei~en.

Planungstechnisch ist der Teilzonenplan von den zuständigen Fach—

instanzen ebenfalls geprüft und ~ür gut befu-n&en wo~‘den. Daher

ist auch dieser Plan ~u genehmigen. . . .

Ko~e~

Es erscheint angernQssen, angesicht ‘desUmf ige~d~r Arbeiten für

die Plangenebniigung für den allgeme±nen Bebauungsplan~

gungsgebühr von Fr. 60..—-, für den Teilzonei~l “Friedhof“ eine

solche von Fr. 50.-—, nebst 1/5.4er Aus±~ertigüngskosten und den

Publikationskosten zu erheben.

Die Stadt Sol.othur~i•hat~ls Besc1~deführerin Recht bekommen. Da

her hat sie keine..~ Ents~h~±d~ebühr zu bezahlen, Die~ ande~enB~öh~r—

den wurden abgewiesen. Zwe ~erB~schwerdef•tth±~er ~ind daher mit

einer Entscheidgebühr von je.Fr.--50.——. zu belasten, Frau Kü~fer je

doch, die gegen beide Pläne Beschwei~de eii~ger~ei~cht hat undbeide

Male abgewiesen werden m~a~ste~ :mit-Fr. ~ Diese Beträge, nebst

2/3 der Ausfertigungskosten sind pdr Nachnahme zu erheben.
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Es wird

be hl.o.s~.en~~:. -‘,.‘,.,.

‘~“1. ‘~DGr‘‘aI1geme±I~e~ Bebauu~h~splan Biberi~t wird genehmigt. ‘Die

~(Gewer~~on~)und ~1oretb‘~‘ (Indu~trie—
• ~von der ‘~1ang~nehmigung im“Sinne ‘der Erwägungen

~~~ ~) ~us~o~eh. ‘‘‘ ‘

2 Die Gemeinde wird ersucht, dem Bau—Departement vier auf Lein~

wand aufgezogene Plane einzureichen

3. Die ~eschwerde~wir.d, soweit sie niQht
ziirückge~ogen wurd~‘ ‚gutg~hei,e.sen~ ~‘•,. ‚. ‘• «

4~ Di~ Beschw~dei‘i ge~er~ aen: a± ~ei~7Eebai~ürigsplan ‘der Herren

Hans~Bib~rist‘, Aibert Kopp—Schreie~‘,

Bibe‘~ist und de~ ~ra~x“~ ha Küp±‘er, Bib~rist, vertreten durch

Herrn Dr. Max Reber, F~irsprecher und Notar, Solothurn, werd~n

abgewies~n. • :‚::~ • :‘: • ‘ ‘. ‚ ‚‚:

5. ‘Ddr T~ilzönenplan ~Pri~ho~f~‘ wird genehmigt.

6~ Die Beschwerde der Frau Martha KUpfer, vertreten durch Her~‘

Dr. Max Reber, Färsprecher und Notar, Solothurn, gegen den

Teilzonenplan ~tFriedhof!t wird “a~gewiesen.

‘,Ge~ehmigLmgsge1DLihr~ Fr. 60.,—-, (al]~gem~. ‚~ebauungsplan)
„1~ •‘‘ • ‘ 30.—— (‚Teilzo~ienplan Fri.~dhQf)

publikationskosten: ‚‘ ~. l4‘~~,,‘ ‘ •~ •«:

1/3 ~usfertigi~.ngskQst~: “~‘ ‘‘20. ~ .‘: * ‘.:

total Fr .l24:~_~ “ (Im‘ ‘Köit~ä‘korr~nit .m.‘d, Gd.e,
‚Eiberist zu verrechnen)

Entscheidgebt~arøn* (Staatskanzlei Nr lO~6)KK
:.‘Herr Hans :R~f~-Hunzi4‘kei~,. ‘Landwirt~ Bibex~is~:..,

‘.:Enscheidg~bühr: ~ Fr~50.~—. ‘:, ‘: • ‘.

~. 45.——~~,(Staatskaflzlei Nr. ~lO22)NN
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Herr Alfred Kopp—Schreier, Biberist:

Entscheidgebühr: Fr. 50.——

Ausfertigungskosten: ~‘ 13.——

total Fr. 43.—— (Staatskanzlei Nr.1023)
NN

Herr Dr. Max Reber, Fürsprecher und Notar, Solothurn,

Vertreter der Frau Martha Küpfer, Eiberist:

Entscheidgebühr: Fr. 40.——

Ausfertigungskosten

total Fr. 53.—— Staatskanzlei Nr~1024)

Der Staatsschreiber:

Bau—Departement (8), mit Akten
Kant. Hochbauamt (2)
Kant, Tiefbauamt (2)
Jur. Sekretär Bau—Departement 1W (4)

~t. Planungsstelle (2), mit je genehmigtem Plan
Kreisbauamt 1 Solothurn, “ ~ Plan (folgt später)
Kant, Finanzverwaltung (2)
Amtschreiberei Kreigstetten, Solothurn, mit allgem. Bebau~~~a;~t
Ammannamt der Einwohnergemeinde Biberist (3), mit Akten ~ SPc~ C1~

Bauverwaltung der Einwohnergemeinde Biherist (2), mit Plänen
(folgt später)

Einwohnergemeinde Solothurn (2)
Herrn Hans Ryf—Hunziker, I~andwirt, Biberist MM
F~rrn Albert Kopp—Schreier, Biberist NN
t1~rrn Dr. Max Reber, Fürsprecher und Notar, Solothurn (2) NN
Präsident der Planungskommission Biberist
Amtsblatt (Publikation folgenden Textes: ttDer allgemeine Bebauungs

von Eiberist wird genehmigt. Ueber Einschränkungen
gibt der Genehmigiingsbeschluss Auskunft. Der Teil—
zonenplan “Friedhof‘~ der Gemeinde Biberist wird ge-~
nehmigt~‘.)
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Akten Nr. ~J53

Auszuo AUS DEM PROToKOLL.
DES

REG.IERuNG5RATES DES KANTONS S0L0THuRN
VOM

28. Juni1968 Nr. 3386

Der Regierungsrat hat mit Beschluss Nr. 6450 vom 12.12.1967,

gestützt auf § 6 Abs. .5 des soloth. EinführungsgesetZes zum

Bundesgesetz über die NationalstrasSen vom 26.5.1961, für die

~Mittlere Westtangente Solothurn“ (Zufahrtsstrasse zur N 5
zwischen Touring/Bielstrasse und Autobahnanschluss beim Spi—

talhof) im Gebiet der Gemeinden Solothurn und Biberist eine

~roj ektien~SzOnefeSt~el~t.

Die Verfügung einer ProjektieruflgszOne für die Nationalstrasse

selbst, die vom Eidg. Departement des Innern getroffen wird,

kann nach Art. 14 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die National—

strassen vom 8.5.1960 beim Bundesrat mit verwaltungsrechtlicher

Beschwerde angefochten werden. Im kantonalen Recht ist ein ana

loges Rechtsmittel nicht ausdrücklich vorgesehen. Der Regierungs—

rat wollte aber den Grundsatz des rechtlichen Gehörs nicht aüsser

Acht lassen und hat deshalb auch hier eine Beschwerdemöglichkeit

eingeräumt.

Mit dem eingangs erwähnten Regierungsratsbeschluss wurde das

Bau—Departement beauftragt, die öffentliche Auflage der Frojek—

tierungszone durchzuführen, Die öffentliche Auflagöder

~rojektierun~sZone “Mittlere Westtangente Solothurn“ Zufahrts—

strasse_zur N 5 in den Gemeinden Solothurn und Biberist, erfolgte

vorn 5. Januar bis 2. Februar 1968.

Innert dieser Frist gingen.die nachstehend ~ufg~fRh~t~h sieben

Beschwerden eins

1. a) Alphons Glutz—BlOtzheim AG, Solothurn
b) V. O-lutz-Blotzheirn Nachf. AG, Solothurn

beide Firmen vertreten durch H~rrn Dr. Franz Eng, Fürsprech,

Solothurn

18204- 88000/108000
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2. Frau M. Frölicher—Lack, Höfli, Eiberist, vertreten durch

Herrn Dr. Werner Fröhlicher9 1Türsprech, Sclothurn

3. Herren Fritz und Ernst Schären, Römerstrasse, Solothurn,
vertreten durch Herrn Dr. Franz Zwygart, Fürsprech, Solotb.urn

4. Herr. Fritz Schürch—Kottmann, Direktor, Biberist z.Z. in
Auvernier, vertreten du~chHerrn Dr. Franz Zwygart, Fürsprech,

Solothurn

5. Obach Immobilien AG, Solothurn, vertreten durch Herrn Dr.
Werner Fröhlicher, Fürsprech, Solothurn

6 Herren Prof Dr Peter Waldnci und Tirs Fronhicher, Kaufma~in, (
Solothurn, vb~treten durch Herrn Dr.. Max Reber, Fürsprech,

Solothurn

7. Frau Dr. Gertrud Vogt—kofmehl, Solothurn9 vertret~ndurch
Herrn lic. iur, Hans S~sseli, Fümsprec~, Sblothurn

Beamte des Eau—Departementes führten am 11~ März 1.968 in Solothurn

Einsprachenver.handlungen durch.

II.

Sämtliche Eeschwerdeführer~ sind Grundeigentümer in dem durch den

Plan berührten Gebiet der Gemeinden Sol~thurn und Biberist. Daher(

sind sie zur Einreichung einer Beschwerde legitimiert. Sämtliche

Beschwerden wurden fristgerecht eingereicht, weshalb auf sie

einzutreten ist.

~und zieht in Erwägung:

III.

~A~, Solothurn

undV. Glutz_lotzheim Nachf._AG.. 9thurn, vertreten durch

Herrn Dr. Franz Eng, Fürsprech, Solothurn.

Die Beschwerdeführer sind Eigentümer mehrerer grosser Grund

stücke im Gebiet der Mutten in Solothurn und stellen das ie—

geh.ren, der Anschluss von Solothurn ~‘Weststadt~ sei an die

~MittlerdWesttangent&‘ auf die Achse Römerstrasse/ Hans Huber—

Strasse zu verlegen. Zur näheren Begründung dieses Begehrens
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liegt ein Gutachten des von beiden Firmen beauftragten Planers,

Herrn Alois Egger, Architekt, Bern, vor

Zahlreiche und eingehende Var~antenstudiefl ünd Verkehr~na~

lysen haben jedoch ergeben, dass der Knotenpunkt ~‘Sege.~z~

strasse“ richtig gewäh]t wurde. Ein Anschluss im Bereich der
R~merstrasse/HaflS_HUber_Str5~sse ist aus verkehrsteChflisChen

Gründen nicht erwünscht9 da sonst der Verkehr über einen

unübersichtlichen Strassenzug auf den ohnehin überlasteten

Postplatz geleitet würde. Die generelle Linienführung der

Mittleren Westtangente ist gegeben und hängt mit der sog.

~Brühlplanung“ eng zusammez~. Sowohl die politischen als auch

die technischen Organe der 5~adt Solothurn haben der vor—

liegendefl Projektie~ung5zone zugestimmt. Sie ist das Resultat

der Planungsarbeiten zwischen Stadt und Kanton. Aus diesen

Gründen ist die Beschwerde abzuweisen.

2. ~Iavre devonFrauh. Frö licher-Lack, Höfli ‚Eibeni

vertreten durch He~rn Dr. Werner Fröhlicher, Fürsprech,

Solothurn..

Die Beschwerdeführerin ist Eigentümerin des ~Höfli“ in der

Gemeindd Eiberist. Sie verlangt, die Projektierungszone sei

bei der Liegenschaft H.öfli nach Westen zu verschieben9 d.h.

an die Grenze gegen den Spitalhof hin.

Eine gewisse Verschiebung der vorgesehenen Zufahrtsstrasse

nach Westen dürfte möglich sein, ebenfalls eine Reduktion

der nöti~gen Böschungen durch Errichten von Stützmauern wie

auch allfäilige wiltere Massnahmen (Weberdeckung). Eine

verbindliche Zusiöhärung in ~‚ieser Hinsicht kann jedoch

heute nicht abgegeben werden, sondern es muss — trotz dem

Willen der staatlichen Organe, das ~Höfli11 soweit als möglich

zu schonen — die Beschwerdeführerin auf das Ausbauprojekt

und das dort vorgesehene Beschwerdeverfahren verwiesen werden.

Beim Entscheid kommt natürlich auch der Frage der Kosten

solcher Massnahmen beachtliche Bedeutung zu. Die Beschwerde

ist deshalb abzuweisen.
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3. Beschwerde der Herr ~nFri t z und Ernst 5 chdr e r~, Römerstrass e9
Solothurn, vertreten durch Herrn Dr. Franz Zwygart, Fürsprech,

Solothurn

Die Beschwerdeführer sind Eigentümer der Grund~tücke GB

Solothurn Hr. 2054 und 2058. Sie stellen das Begehren, die

ProjektierungszOne sei aufzuheben, soweit sie ihr Grundstück

berühre. Im weiteren sei der Beschwerde aufschiebende Wirkung

zu geben. In der Begründung wird d~rge1egt, dass besonders

das Wohnhaus betroffen werde. Die Projektierungszone führe

zudem durch dicht besiedeltes (~-ebiet und sollte deshalb an

die westliche Stadtgrenze verlegt werden.

Der eventuelle Bau einer “Aeusseren Westtangent&t an der

Grenze Solothurn/Bellach schliesst die Notwendigkeit der Er

stellung der ~‘Mittleren Westtangente‘t keinesfalls aus. Die

Studien über die Zwe.c•km~ssigkei~t un~ richtige Lage dr

Nittlere~ Westtangente müssen als abgeschlossen und schlüssig

betrachtet werden. An der heutigen Konzeption ist festzu~

halten. Die Projektierungszone wurde mit ihrer Ver~fferitlichung

im Amtsblatt rechtswirksam. Aus all diesen Gründen kann der

Beschwerde keine aufschiebende Wirkung zuerkannt werden;

sie ist abzuweisen. Die Beschwerdeführer werden auf die

kommende Auflage des definitiven Strassen— und Baulinien—

planes und die dort vorgesehene Einsprachem~5glichkeit ver

wiesen.

~h~rerdedesLierrnFritZSchürc~0tt1n!anfl9D~t0r9

~ren~rasse 839 Eibe t9 z.Z. in Auvernier, v er tr e t en

durch Herrn Dr. Franz Zwygart, Fürsprech, Solothurn

Der Beschwerdeführer, Eigentümer von GB Biberist Nr. 1197

mit der daraufstehenden Villa Nr. 839 beantragt, die Pro—

jektierungsZOne sei aufzuheben, soweit diese sein Grund

eigentum berühre. Der Beschwerde sei zudem aufschiebende

Wirkung zu geben.

Eine Aufhebung oder Verschiebung der FrojektierungSZOne

nach Westen kann aus den bereits dargelegten Gründen nicht

vorgenommen werden. Bedauerlicherweise wird das Grundstück

GB Nr. 1197 vollstbndig von Auffahrten umschlossen. Die

Frage des eventuellen Erwerbes der Liegenschaft und der
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Entschädigung wird. in diesem Verfahren nicht zur Behandlung

gebracht. Die Böschwerde wie auch das Begehren umauf—

schiebende Wirkung sind deshalb abzulJnen.

~Solothurn, vertreten

durch He~rn i~. Werner Fröhlicher, Pürsprech, Solothurn

Herr Dr. Werner Fröhlicher9 einziger Verwaltungsrat der

Eeschw~rdeführerin, fordert die Verschiebung der Projektie—

rungszone im Bereiche der Aare um einige hundert Meter nach

Westel~, weil diese das Grundstück GB Solothurn Nr. 3487 un—

~mittelbar tangiere. Der gewählte Standort der Aarebrücke

sei falsch~ Die vorgesehene Zufahrt~sti~asse zur N 5 führe

durch ein Gebiet, das zum Teil bereits überbaut sei und

durch die umfangreiqhen Strassenanlag~n aufs schwerste

beeinträchtigt werde.

Aus den unter Abschnitt III, Ziff, 1 — 4 dargelegten Gründen

kann eine Verl-egung an den Westrand des Stadigebietes nicht

vorgenommen werden~ Die Beschwerdeführerin ist für kleinere

Korrekturen duf das Detailprojekt zu verweisen, welches vor—

aussichtlich im Laufe des Jahres 1969 zur Auflage gelangen

wird. Die Beschwerde ist abzuweisen.

6. Bes chwe~~ der Herren ~rof, Dr. Pe \ner und
~~Fröhlicher~I~aufmannSolothurn, vertreten durch Herrn

Dr. Max Reber, Fürsprech, Solothurn

Dib Beschwerdeführer beantragen die Aufhebung der Projek—

tierungszone. Diese sei entlang der Gemeindegrenze

Solothurn/Bellach festzulegen. In der Begründung wird darauf

hingewiesen, dass durch die geplante Linienführung der

‘tMittleren Westtangente‘~ das BrühlGuartier von der übrigen

Stadt abgetrennt werde. Ire übrigen würden die Beschwerde—

führer in ihren Rechten als Eigentümer der Grundstücke

GB Solothurn Nr. 5645 und 5651 beeinträchtigt.

Wie bereits unter Abschnitt II]~, Ziff. 1 — 5 erwähnt, ist

das vorliegende Projekt das Resultat sehr umfangreicher und

intensiver Studien der Regionalplanungs organe sowie der

technischen Fachinstanzen von Kanton und Stadt Solothurn.

Die Verlegung der Zufahrtsstrasse an die westliche Stadt—
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grenze schliesst, wie bereits erläutert wurde, die Notwendig

keit der ~‘Mittleren Westtangente“ keinesfalls aus. Die

Beschwerde ist deshalb abzuweisen.

7 Eeschwcrde von Fiau Dr Gertrud Vogt—Kofmehl, zum Mutten—
~~Solothuin~ vertreten durch Herrn lic. iur. Hans Sesseli,

Fürsprech, Solothurn

Die Beschwerdeführerin ist Eigentümerin der Grundstücke

GB Solothurn Nr. 2891, 2040, 2046 und 2048 im Erühlgebiet,

.yrelche durch die Projekti~rungszone stark tangiert werden~

Sie beantragt deshalb eine Vere.ngerung dieser Zone und eine

Verschiebung, damit ihre Liegenschaften weniger betroffen

werden.

Der Wunsch, die Achse der Zufahrtsstrasse etwas nach Osten

zu verschieben, damit eine gleichmässige Belastung der

beidseits der Zufahrtsstrasse hnstossenden Grundstücke er

folgt, wird entgegengenommen und bei Auflage des Strassen—

und Baulinienplanes soweit als möglich berücksichtigt.

Eine Verengerung der Zone wäre im heutigen Verfahren unzweck—

mässig, und es ist darauf hinz~iweisen, dass in diesem Ver

fahren weder auf Beschwerden gegen die genaue Lage der Zu—

fahrtsstrasse noch auf Entschädigungsansprüche für das durch

die Projektier~gszone bet~offe~e~nd~vom Str~es~bau be—

notigte Land eingetreten werden hann Nach dem National— (
strassengesetz und dem kant. Einführungsgesetz zum

NationalstrassengesetZ sind dafür besondere Verfahren vor

gesehen, die später durchgeführt werden und es allen Be

troffenen ermöglichen werden, ihre Rechte zu wahren. Die

Beschwerde ist deshalb abzuweisen.

IV.

Da die Festlegung der vom Regierungsrat bereits rechts

kräftig verfügten Proje1~tierungeZone eine provisorische

und rein vorsorgliche Massnahme darstelle und deshalb die

vorliegenden Beschwerden. ebenfalls lediglich vorsorglicher

Natur sind, wird im Sinne eines Entgegenkommens von

Ei~tscheidgebährefl und der Erhebung von Verfahrenskosten

Umgang genommen.
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v.

Es wird
beschlossen;

1. Die unter Abschnitt 1 aufgeführten sieben Beschwerden

werden abgewiesen, soweit darauf eingetreten werden kann.

2. Kosten und Gebühren werden keine erhoben.

Der Stellvertreter
des Staatsschreibers:

~ 4~6~

Bau—Departement (5)
Kant. Tiefbausrit (5)
Juristische Sekretäre des Bau—Departementes (4)
Stellvertreter des Kantonsingenieurs (5) mit 2 Plänen
Kant. Hochbauamt (2)
Kant. Amt für Wasserwirtschaft (2)
Kant. Planungsstelle (2)
Ammannamt der Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn (5)
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4562 Biberist (5)
Sämtliche Beschwerdeführer durch ihre Anwälte (7)

per EINSCHREIBEN




